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STRUKTURWANDEL IM BANKENSEKTOR
EIN KURSORISCHER ÜBERBLICK

Horst Gischer

Banken gehören zu den herausgehobenen privatwirtschaftlich-organisierten Unternehmen in einer Markt-
wirtschaft. Sie erfüllen Aufgaben, ohne die eine moderne, entwickelte Ökonomie kaum vorstellbar wäre. Ins-
besondere in Deutschland ist die Rolle der Banken aber auch wiederkehrend Gegenstand kontroverser (wirt-
schafts-)politischer Diskussionen. Hierbei geht es u. a. um die personellen Verflechtungen zwischen Banken
und von ihnen – mutmaßlich – beaufsichtigten Unternehmen, die in der jüngeren Vergangenheit nicht
zuletzt in spektakulären Insolvenzfällen fragwürdige Aufmerksamkeit erfahren haben, hingewiesen sei hier
nur auf die Fälle „Holzmann“ oder „Kirch“. Gegenwärtig macht die Branche, die gemeinhin zu den krisen-
sicheren und profitabelsten gezählt wurde, durch außergewöhnliche Ertrags- bzw. Gewinneinbrüche von sich
reden. Es besteht Grund zur Annahme, dass diese Ereignisse (auch) Folgen eines noch anhaltenden Struktur-
wandels im Bankensektor sind, dessen Konturen im vorliegenden Beitrag nachgezeichnet werden sollen.

BESONDERHEITEN TYPISCHER BANKGESCHÄFTE

Orientiert man sich an den „klassischen“ Auf-
gaben von Banken, dann sollen diese primär drei
Funktionen erfüllen:1)

• die Losgrößentransformation,
• die Risikotransformation und
• die Fristentransformation.

Die Losgrößentransformation erfolgt dadurch,
dass kleinere Einlagen, die vor allem private Anle-
ger den Banken zeitweise zur Verfügung stellen,
gebündelt in für Unternehmen attraktive und
geeignete Kreditvolumina umgewandelt werden.
Der Darlehensnehmer braucht sich in diesem Fall
nicht um zahlreiche kleine Investoren zu
bemühen, sondern verhandelt und kontrahiert
ausschließlich mit seiner Bank. Prinzipiell sollte
diese auch über die Verwendung des eingeräum-
ten Kredites wachen und hierdurch für die Sicher-
heit des Engagements Sorge tragen. Bei der Risi-
kotransformation soll der Kleinanleger von der
Möglichkeit der Streuung der Kreditverträge einer
Bank profitieren. Er investiert durch seine Einlage
gleichsam in das gesamte Portfolio eines Kreditin-
stitutes und nicht speziell in ein einzelnes Unter-
nehmen. Übertragen auf Wertpapiermärkte wäre
dies vergleichbar mit dem Erwerb eines Anteils an
einem Aktienfonds anstelle des Kaufs einer kon-
kreten Aktie. Hierdurch kann das Verlustrisiko
verringert, aber – darauf sei ausdrücklich hinge-
wiesen – keinesfalls ausgeschlossen werden. Bei
der Fristentransformation können einer Bank
kurzfristig überlassene Einlagen unter bestimmten
Voraussetzungen in langfristige Darlehen umge-
wandelt werden. Diese werden von Unternehmen
unter dem Gesichtspunkt der Planungssicherheit
häufig kurzlaufenden Krediten vorgezogen.

Aus den vorstehenden Ausführungen kann ein wei-
teres Charakteristikum von Bankgeschäften  abge-
leitet werden, das diese von Transaktionen auf her-
kömmlichen Gütermärkten unterscheidet: Es han-
delt sich regelmäßig um (so genannte) Terminkon-
trakte. Der Kauf eines Brotes ist ein „Zug-um-Zug-

Geschäft“, d. h. der Käufer zahlt zum Zeitpunkt
der Übergabe des Brotes. Beim Termingeschäft
hingegen tritt (mindestens) einer der Marktpartner
in Vorleistung, während ein anderer seine vertrag-
lich vereinbarte Gegenleistung erst zu einem späte-
ren Zeitpunkt erbringt. Der Vorleistende („Gläubi-
ger“) setzt sich mithin einem Ausfallrisiko aus, also
der Gefahr, dass der später Leistende („Schuldner“)
seinen Verpflichtungen nicht (oder nicht in vollem
Umfange bzw. nicht termingerecht) nachkommt.
Dies gilt grundsätzlich für beide Seiten einer Bank-
bilanz: Auf der Aktivseite ist die Bank der Gläubi-
ger und der Kreditnehmer der Schuldner, auf der
Passivseite wird die Bank zum Schuldner, während
der Einleger die Gläubigerrolle einnimmt. Es ist
unmittelbar einsichtig, dass jeder Gläubiger über
möglichst präzise Informationen bezüglich des
jeweiligen Schuldners verfügen möchte, freilich
sind derartige Kenntnisse aus der Natur der Sache
heraus nur unvollkommen erhältlich, denn die
Zukunft ist (mehr oder weniger) ungewiss.
Gemeinhin wird unterstellt, dass der Schuldner
regelmäßig über bessere Informationen hinsichtlich
seiner eigenen Leistungs-, sprich Zahlungsfähig-
keit, verfügt als der Gläubiger. Für den Einlagenbe-
sitzer bei einem in Deutschland ansässigen Kredit-
institut ist dieser Informationsnachteil jedoch in
der Regel von nachrangiger Bedeutung, da trotz
derzeitiger Ertragsprobleme in der Bankenbranche
keine erkennbaren Rückzahlungsrisiken bestehen,
nicht zuletzt deshalb, weil private Einlagen bei Kre-
ditinstituten gegen Ausfall versichert sind.2)

Dies gilt freilich nicht für die Bankgeschäfte auf
der Aktivseite, also insbesondere die Vergabe von
Darlehen an private Unternehmen und Haus-
halte. Der beschriebene Informationsnachteil des
Gläubigers ist die wesentliche Ursache des Kredit-
risikos. Banken sind daher üblicherweise bemüht,
die Verlustgefahren bereits vor Abschluss eines
Kreditvertrages soweit wie möglich einzugrenzen.
Hierzu verwenden sie ein breites Spektrum von
Instrumenten, zu dem u. a. die sorgfältige

1)
Die nachfolgend skizzierten
Funktionen gehen zurück auf
den zu seiner Zeit einflussrei-
chen Ökonomen Adolf Wagner
/1/ und gehören seitdem zu den
weitgehend unbestrittenen
Grundlagen der Bankbetriebs-
lehre, vgl. exemplarisch /2/. In
der Praxis werden die Thesen
Wagners indes zunehmend
weniger sorgfältig beachtet,
obgleich sie auch heute noch
Gültigkeit besitzen.

2)
Die Einzelheiten, Besonderhei-
ten und Beschränkungen der
Einlagensicherung in Deutsch-
land können an dieser Stelle
nicht diskutiert werden, in der
(allerdings relativ jungen)
Geschichte der Bundesrepublik
sind privaten Bankeinlegern
keine wirklich signifikanten
Verluste entstanden. Selbst bei
der bis dato spektakulärsten
deutschen Bankenpleite, dem
Zusammenbruch des Bankhau-
ses I. D. Herstatt im Jahre
1974, sind die ausstehenden
Einlagen bis auf wenige Aus-
nahmen in voller Höhe zurück-
gezahlt worden. Ein profunder
Überblick über Einlagensiche-
rungssysteme findet sich bei
Hartmann-Wendels /3/.
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Bonitätsprüfung oder die Besicherung des Darle-
hens gehören. Daneben werden die mutmaßlich
verbliebenen (Rest-)Risiken durch geeignete Zin-
saufschläge zu kompensieren versucht. Erschei-
nen einer Bank die Ausfallgefahren gleichwohl zu
groß, wird sie den Kreditantrag (klugerweise)

a b l e h n e n .
Nicht selten
treten erst nach
bereits erfolg-
tem Abschluss
eines Darle-
hensvertrages
Rückzahlungs-
bzw. Bedie-
n u n g s p r o -
bleme auf, der
Gläubiger wird
sodann unver-
züglich versu-
chen, seine
A n s p r ü c h e
juristisch und
ökonomisch zu

sichern. Die Erfahrung lehrt indes, dass dies kei-
neswegs in jedem Falle gelingt. Es kommt mithin
durchaus regelmäßig zu tatsächlichen Kreditaus-
fällen.

WETTBEWERBSASPEKTE

Konkurrenzverhalten zwischen den jeweiligen
Akteuren gehört zu den konstitutiven Elementen
einer dezentral organisierten Marktwirtschaft.
Dies gilt selbstverständlich auch für den Banken-
sektor, der aber gleichzeitig einer Reihe von wett-
bewerbseinschränkenden, vornehmlich gesetzli-
chen, Nebenbedingungen unterliegt. Sowohl im
Gesetz über das Kreditwesen (KWG) als auch im
Kartellgesetz (KartellG) sind Regelungen enthal-
ten, die dem „reinen“ Konkurrenzgedanken ent-
gegenstehen, z. B. Vorschriften über die Grün-
dung und den Betrieb eines Kreditinstitutes, die
letztendlich Markteintrittsbeschränkungen dar-
stellen. Ähnliches gilt für die abgeschwächte
Anwendung des Verbots abgestimmter Verhal-
tensweisen, insbesondere für öffentlich-rechtliche
Kreditinstitute (Sparkassen). Berücksichtigt man
darüber hinaus, dass die Zahl von selbständigen
Banken in der regionalen Abgrenzung im allge-
meinen überschaubar ist, dann darf in der Praxis
am ehesten von oligopolistischem bzw. monopo-
listischem Wettbewerb ausgegangen werden.3)

In der Marktsituation monopolistischer Konkur-
renz verfügen die Akteure über (begrenzte) auto-
nome Preissetzungsspielräume, die durch den
(eingeschränkten) Wettbewerb dauerhaft
behauptet werden können. Es ist leicht nachvoll-
ziehbar, dass derartige „Freiheitsgrade“ bei der
Preisbildung, z. B. bei Kreditverhandlungen,
durch das skizzierte Informationsgefälle zwischen
Gläubiger und Schuldner durchaus begünstigt
werden: Die Informationssuche verbraucht Res-
sourcen und Zeit, eine einzelne Bank wird des-
halb einmal gewonnene Kenntnisse über einen

Kreditnehmer nicht freiwillig öffentlich machen,
zusätzlich verursacht ein Wechsel der Bankver-
bindung bei Kunden z. T. nicht unerhebliche
Wechselkosten. Folgerichtig bestehen aus dauer-
haften Kunde-Bank-Beziehungen durchaus Vor-
teile für beide Marktpartner, eine Konstellation,
die in der einschlägigen Literatur unter den Eti-
ketten „Kundenloyalität“ bzw. „Relationship-
Banking“ ausführlich diskutiert wird. Letztend-
lich führen derartige Verbindungen aber regel-
mäßig zu (partiellen) Einschränkungen der Wett-
bewerbsintensität, die auch durch die forcierte
Internationalisierung von Bankgeschäften nicht
gänzlich kompensiert werden können. Vor allem
für die überwiegende Zahl mittelständischer
Unternehmen ist das Spektrum alternativer Kre-
ditgeber außerordentlich beschränkt, das Stich-
wort „Hausbank“ hat trotz der technologischen
Veränderungen im Kreditgewerbe, der Hinweis
auf Direct- oder Internet-Banking möge an dieser
Stelle genügen, kaum an Relevanz verloren.

VERÄNDERUNGEN DER

GESAMTWIRTSCHAFTLICHEN MARKTSTRUKTUR

Vor dem Hintergrund der an dieser Stelle frei-
lich nur sehr oberflächlich skizzierten Charakteris-
tika des Kreditgewerbes sind einige Entwicklun-
gen im Bankensektor der Bundesrepublik
Deutschland ausgesprochen augenfällig.4) Aus
Abbildung 1 ist unmittelbar ersichtlich, dass die
Zahl der selbständigen Kreditinstitute in Deutsch-
land zwischen 1993 und 2001 kontinuierlich
zurückgegangen ist. Waren 1993 noch etwas mehr
als 4 000 Banken in Deutschland tätig, wurden
Ende 2001 nicht einmal mehr 2 700 selbständige
Kreditinstitute gezählt, dies entspricht einem
Rückgang um mehr als 33 v. H. im Gesamtzeit-
raum. Interessant sind vor allem die Bestandsan-
passungen in den einzelnen Bankengruppen. Die
häufig kleinen und vielfach im ländlichen Raum
angesiedelten Kreditgenossenschaften standen
nicht zuletzt angesichts des bereits erwähnten
technologischen Anpassungsdrucks unter erhebli-
chem Fusionszwängen, im Untersuchungszeit-
raum verloren mehr als 40 v. H. der 1993 noch
knapp 2 800 Kreditgenossenschaften ihre Selb-
ständigkeit. Es ist zu vermuten, dass die Tendenz
zu regionalen Zusammenschlüssen im Genossen-
schaftssektor auch in den kommenden Jahren,
wenn auch abgeschwächt, anhalten wird. Ähnli-
ches gilt auch für die öffentlich-rechtlichen Kre-
ditinstitute. Ihre Zahl ging von rd. 700 Sparkassen
in 1993 auf etwas mehr als 530 Institute im Jahr
2001 zurück, dies entspricht einer Reduktion um
fast 25 v. H. Deutlich geringer ist die Fluktuation
im Bereich der Kreditbanken. Hierzu zählen in
der Abgrenzung der Deutschen Bundesbank die
Großbanken, die Regional- und sonstigen Kredit-
banken, die Zweigstellen ausländischer Banken
sowie die Privatbankiers. Ihre Zahl hat sich im
Betrachtungszeitraum um weniger als 8 v. H.
reduziert.

Die wettbewerbspolitische Interpretation dieser
Entwicklung ist keineswegs eindeutig. Eine Ver-

3)
Zu dieser Auffassung gelangt

auch die Deutsche Bundesbank
anhand umfangreicher empiri-

scher Untersuchungen, vgl. /4/. 

4)
Der im Folgenden berücksich-

tigte Betrachtungszeitraum ver-
wendet bewusst erst die Jahre

nach der Konsolidierung infolge
der deutschen Wiedervereini-
gung. Die Daten sind, soweit
nicht anders angegeben, alle-
samt den jährlichen Untersu-

chungen der Ertragslage der
Kreditinstitute durch die Deut-
sche Bundesbank entnommen,
zuletzt Deutsche Bundesbank

(2001). /5/ In der Kategorie
„Alle Kreditinstitute“ sind auch
Institutsgruppen enthalten, die

nicht einzeln betrachtet werden,
z. B. Regional- oder Hypothe-

kenbanken.

Abbildung 1
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ringerung der Zahl konkurrierender Unterneh-
men erhöht einerseits die Gefahr der Kollusion,
d. h. der unter den beteiligten Akteuren unterein-
ander abgestimmten Verhaltensweise. Insbeson-
dere in Regionen mit ohnehin geringer Banken-
dichte, etwa in ländlichen Räumen, können bei-
spielsweise Fusionen im Genossenschaftssektor zu
erheblichen Wettbewerbsbeschränkungen führen.
Anderseits ermöglichen Zusammenschlüsse von
Kreditinstituten die Realisierung durchaus nen-
nenswerter Synergieeffekt, z. B. durch den (jetzt)
gemeinsamen Betrieb einer Zweigstelle an einem
Bankplatz, an dem vormals zwei oder sogar noch
mehr Filialen gleichzeitig unterhalten wurden.
Die Optimierung der Betriebsgröße hat vor allem
Auswirkungen auf die Verwaltungs- und Perso-
nalkosten, deren konsequente Begrenzung für den
Bankkunden positive Preis-, sprich Zinseffekte,
haben kann.

ZINSERGEBNIS

Die ertragsrelevanten Auswirkungen von Struk-
turveränderungen lassen sich aus der Gewinn- und
Verlustrechnung der Unternehmen ableiten. Ban-
ken werden in der ökonomischen Literatur regel-
mäßig (auch) als Produzenten von Krediten
beschrieben, die durch die Akquisition von Kun-
deneinlagen (auf der Passivseite der Bankbilanz)
Darlehen an private oder öffentliche Schuldner (auf
der Aktivseite) vergeben. Die Bereitstellung von
Einlagen wird den Bankkunden durch Zinszahlun-
gen vergütet, die Darlehensnehmer entgelten die
Einräumung von Krediten ihrerseits ebenfalls durch
die Zahlung von Zinsen an die Bank. Die Differenz
zwischen Zinserträgen auf der einen und Zinsauf-
wendungen auf der anderen Seite bezeichnet man
als Zinsüberschuss (oder als Ergebnis des zinsabhän-
gigen Geschäftes). Zur Bereinigung des absoluten
Zinsergebnisses von Volumeneffekten benötigt
man eine geeignete, insbesondere gut ermittelbare
Bezugsgröße. Die Deutsche Bundesbank verwendet
in ihren Ertragsuntersuchungen die durchschnittli-
che Bilanzsumme der Kreditinstitute.5) Die Abbil-
dung 2 gibt die Entwicklung des Zinsergebnisses
über den Betrachtungszeitraum wieder. Unmittel-
bar augenfällig sind zwei Befunde: Zum einen wei-
sen alle Zinsüberschuss-Kurven eine negative Ten-
denz auf und zum anderen unterscheiden sich die
Niveaus des Zinsergebnisses in Bezug auf die
betrachteten Bankengruppen. Sparkassen und Kre-
ditgenossenschaften haben in der Untersuchungs-
periode einen wesentlich höheren (durchschnittli-
chen) Zinsüberschuss realisieren können als die
Gesamtheit aller Kreditinstitute bzw. die Gruppe
der Großbanken.6) Bei näherem Hinsehen werden
weitere strukturelle Veränderungen deutlich. Lag
der Zinsüberschuss der Großbanken in 1993 noch
erkennbar (rd. 0,5 Prozentpunkte) über dem
Durchschnitt aller Kreditinstitute, blieb er seit 1998
zunehmend hinter dem Branchenniveau zurück, im
Jahr 2000 um mehr als 0,2 Prozentpunkte. Vergli-
chen mit dem Ausgangsergebnis sank das Netto-
zinsergebnis der Großbanken um 60 v. H., der
Branchendurchschnitt büßte hingegen (nur) rd. 39
v. H. ein.

Bezieht man
die Gruppen
der Sparkas-
sen bzw. Kre-
ditgenossen-
schaften mit
in die Analyse
ein, so wird
die außerge-
w ö h n l i c h e
Ertragsbelas-
tung der
Großbanken
noch offen-
k u n d i g e r .
Sowohl die
ö f f e n t l i c h -
r e ch t l i ch en
Kreditinstitute als auch die Kreditgenossenschaf-
ten mussten deutliche Einbußen beim Zinsüber-
schuss hinnehmen (jeweils – wie der Gesamt-
durchschnitt – rd. 0,7 Prozentpunkte im Berichts-
zeitraum), diese lagen aber um rd. 0,7 Prozent-
punkte (oder 50 v. H.) niedriger als bei den Groß-
banken. Erzielten die Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken im Jahr 1993 für jede Einheit der
Bilanzsumme (im Durchschnitt) einen Zinser-
tragsvorteil von rd. 0,8 Prozentpunkten gegenüber
den Großbanken, so lag diese Differenz im Jahr
2000 bei knapp 1,5 Prozentpunkten. Sowohl die
relative als auch die absolute Zinsertragsposition
der Großbanken hat sich im Zeitablauf mithin
erheblich verschlechtert. Da Großbanken in
erheblichem Umfang auf Märkten agieren, die
von internationalen Konkurrenten, sonstigen
Finanzanbietern (Versicherungen, Investmentge-
sellschaften u. ä.) und weltweit tätigen Unterneh-
men frequentiert werden, können die Ertragsein-
bußen dieser Institute (auch) auf den intensiveren
Wettbewerb zurückgeführt werden.7) Für die
Sparkassen und Kreditgenossenschaften kann
dagegen, gleichsam im Umkehrschluss, vermutet
werden, dass sich ihre (relative) Wettbewerbsposi-
tion im zinsabhängigen Geschäft weniger stark
verschlechtert hat.

PROVISIONSGESCHÄFT

Neben den zinsrelevanten Transaktionen
schließen Kreditinstitute Geschäfte ab, bei denen
der reine Dienstleistungscharakter im Vorder-
grund steht. Hierzu gehören insbesondere das
Wertpapierkommissions- und das Depotgeschäft.
Kaufen oder verkaufen private Effektenanleger
Wertpapiere an der Börse, so werden hierfür not-
wendigerweise Kreditinstitute als Mittler tätig, da
Privatanleger als Marktakteure an den Börsen
nicht zugelassen sind. Für ihre Handelstätigkeit
erhalten die Banken Provisionen, die üblicherweise
an das realisierte Transaktionsvolumen gekoppelt
sind. Je höher die Umsätze an den Wertpapierbör-
sen ausfallen, desto größer sind die Provisionser-
träge der beteiligten Kreditinstitute. Ähnliches gilt
für das Depotgeschäft, bei dem die Banken als
„Verwahrer“ der Wertpapierbestände ihrer Kund-
schaft fungieren. Diese Aufgabe wird gegen Bela-

5)
Dies allerdings erst ab 1999,
davor wurde das Geschäftsvolu-
men als Basisgröße herangezo-
gen. Es unterscheidet sich von
der Bilanzsumme durch die
zusätzliche Berücksichtigung
der sog. bilanzunwirksamen
Geschäfte, deren Umfang
jedoch im Vergleich zur Bilanz-
summe sehr gering ist. Die Ver-
gleichbarkeit der ermittelten
Relationen ist daher nicht nen-
nenswert eingeschränkt.

6)
Freilich sind auch in diesem
Zusammenhang Bilanzstruktur-
effekte zu berücksichtigen, da
der Anteil zinsrelevanter Trans-
aktionen an der Bilanzsumme
zwischen den Institutsgruppen
unterschiedlich ist. Auf die
Details kann an dieser Stelle
jedoch nicht näher eingegangen
werden. Insbesondere für die
Beurteilung der Trendentwick-
lung können die erwähnten
Struktureffekte jedoch weitge-
hend vernachlässigt werden.

7)
Insbesondere im Zuge der Ein-
führung des Europäischen Bin-
nenmarktes zu Beginn der 90er
Jahre haben sich die (wettbe-
werblichen) Rahmenbedingun-
gen erheblich geändert, vor
allem die Liberalisierung der
Niederlassungsmöglichkeiten in
der Europäischen Union haben
zu einer Verstärkung der Kon-
kurrenzsituation im Bankensek-
tor beigetragen.

Abbildung 2
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stung von
Depotgebühren
übernommen,
die ebenfalls
regelmäßig an
den Depotwert
geknüpft sind.
Abbildung 3
stellt die Ent-
wicklung des
Provisionsüber-
schusses der
einzelnen Ban-
k e n g r u p p e n
gegenüber.

Erneut sind die
Verlaufunter-
schiede zwi-
schen den
betrachteten
Institutsgrup-
pen offensicht-
lich. Die
(Netto-)Provi-
sionserträge8)

der Großban-
ken sind bis in
die späten 90er
Jahre deutlich
höher gewesen
als bei den
übrigen Kredit-
i n s t i t u t e n .
Darüber hin-
aus ist der Pro-

visionsüberschuss in Bezug auf die Bilanzsumme
bei den Großbanken zwischen 1993 und 1999
deutlich gesunken (um 0,35 Prozentpunkte oder
rd. 34 v. H.). Erst im Jahr 2000 ist wieder ein
leichter Anstieg erkennbar. Dieser positive Trend
hat für die übrigen betrachteten Institutsgruppen
allerdings bereits Mitte der 90er Jahre eingesetzt,
auch die rückläufige Entwicklung des Provisions-
ergebnisses in den Anfangsjahren des Berichtszeit-
raumes ist bei diesen Kreditinstituten spürbar
geringer ausgefallen. Vornehmlich die Kreditge-
nossenschaften haben im Provisionsniveau gegen-
über den Großbanken aufge-
schlossen.

Besonders aufschlussreich ist die
Gegenüberstellung der relativen
Bedeutung von Zins- und Provi-
sionsüberschuss für das betriebs-
wirtschaftliche Gesamtergebnis der
untersuchten Banken (vgl. Abbil-
dung 4). Für alle Institute nimmt
der Anteil des Provisionsergebnis-
ses im Vergleich zum Zinsüber-
schuss (mehr oder weniger ausge-
prägt) zu. Das bedeutet in der öko-
nomischen Interpretation nichts
anderes, als dass alle betrachteten
Banken ihre vormals (beinahe) ein-

seitige Ausrichtung der Unternehmenspolitik auf
das zinsabhängige Geschäft zugunsten einer spür-
baren Verstärkung der Aktivitäten im Dienstlei-
stungssegment modifiziert haben. Ohne auf die
fraglos konstatierbaren, instituts-(gruppen)spezifi-
schen Unterschiede eingehen zu können, sind
prima facie zwei Ursachen auszumachen:
• Durch die – nicht zuletzt konjunkturell bedingt –

gestiegenen Risiken im Kreditsegment hat das
zinsabhängige Geschäft (relativ) an Attraktivität
verloren.

• Der nachhaltige Wandel im Anlageverhalten
der breiten Privatkundschaft hat zu einer
erheblichen Belebung der Nachfrage nach
börsengängigen Wertpapieren geführt. Dieser
Volumenzuwachs hat die Provisionseinnah-
men kräftig erhöht, ohne gleichzeitig die
bilanz- bzw. ertragswirksamen Risiken zu
beeinflussen.

Es bleibt jedoch abzuwarten, ob angesichts der im
Frühjahr 2001 begonnenen nachhaltigen Trend-
umkehr an allen internationalen Aktienbörsen die
bisherigen Anlagepräferenzen der privaten Bank-
kunden bestehen bleiben. Eine Hinwendung zu
risikoärmeren und häufig erheblich umschlagsträ-
geren festverzinslichen Anlageformen könnte die
Provisionserträge der Kreditinstitute merklich
belasten.

AUSGEWÄHLTE

AUFWANDSKOMPONENTEN

In den vorangegangenen Abschnitten wurden
im Wesentlichen die Ertragsseite des Bankgeschäf-
tes beleuchtet. Auch eine kursorische Unter-
suchung kann auf die Betrachtung wesentlicher
Aufwandspositionen selbstverständlich nicht ver-
zichten. Abbildung 5 skizziert die Entwicklung
der gesamten Verwaltungsaufwendungen im Ban-
kensektor.

Der Trend der Verwaltungsaufwendungen bezo-
gen auf die Bilanzsumme ist für alle betrachteten
Gruppen grundsätzlich einheitlich. Alle Institute
haben im Beobachtungszeitraum ihre (relativen)
Verwaltungsaufwendungen reduzieren können,
besonders erfolgreich ist dies den Großbanken
(um 0,7 Prozentpunkte bzw. knapp 32 v. H.)
gelungen. Es ist an dieser Stelle zweckmäßig, sich

8)
Selbstverständlich fallen bei

Kreditinstituten Provisionsauf-
wendungen an, wenn sie ihrer-

seits Dienstleistungen in
Anspruch nehmen. Im Unter-
schied zu den Aufwendungen

im zinsabhängigen Geschäft fal-
len diese jedoch im Provisions-

bereich nicht sonderlich ins
Gewicht. Auf ihre ausdrückli-

che Analyse kann daher verzich-
tet werden.

Abbildung 3

Abbildung 4

Abbildung 5
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noch einmal ins Gedächtnis zu rufen, dass die
Bilanzsumme, also die Bezugsgröße, der Kredit-
institute in der Betrachtungsperiode im Durch-
schnitt um mehr als 60 v. H. gewachsen ist. Im
Vergleich zu diesem (Basis-)Wachstum stiegen
die Verwaltungsaufwendungen bei den Groß-
banken nur um gerade einmal 15 v. H. Alle
anderen Bankengruppen scheinen hingegen ihre
mutmaßlich vorhandenen Einsparungspotentiale
noch nicht in vollem Umfang realisiert zu haben.
Angesichts der zu Beginn der Untersuchungs-
periode fast identischen Niveaus der Verwal-
tungsaufwendungen bei Sparkassen und Groß-
banken haben die öffentlich-rechtlichen Kredit-
institute über die Jahre ohne Zweifel den
Anschluss verloren, was einmal mehr ihre – in
der Literatur durchaus umstrittene – ökonomi-
sche Ausnahmestellung zu belegen scheint.9)

Da Dienstleistungen erfahrungsgemäß besonders
arbeitsintensiv erstellt und angeboten werden,
lohnt sich vor allem ein Blick auf den Personal-
aufwand im Bankensektor (siehe Abbildung 6).

Die Ergebnisse sprechen eine deutliche Sprache.
Der strukturelle Anpassungsprozess im Banken-
sektor kann unmittelbar an der relativen Bedeu-
tung des Personalaufwandes ausgemacht werden,
oder anders ausgedrückt: Bei den Banken wird
auf breiter Front entweder weniger eingestellt
oder (zusätzlich) – wie vornehmlich bei den
Großbanken – in erheblichem Umfang entlassen.
Bei den Großbanken hat der Anteil des Personal-
aufwandes an den gesamten Verwaltungsaufwen-
dungen um mehr als 11 Prozentpunkte (oder
knapp 18 v. H.) abgenommen und dies bei einem
durchschnittlichen jährlichen Wachstum der
Bilanzsumme um rd. 7 v. H.

Bedeutsam ist dieses Resultat auch vor dem Hinter-
grund der bereits oben gewonnenen Erkenntnisse.
So haben wir eingangs festgestellt, dass die Zahl der
unabhängigen Institute im Sparkassen- bzw.
Genossenschaftssektor im Betrachtungszeitraum
deutlich gesunken ist (vgl. noch einmal Abbildung
1). Man hätte erwarten sollen, dass die damit ver-
bundenen Fusionen zu spürbaren Entlastungen
(auch) auf der Personalebene geführt haben. Die
obige Grafik signalisiert indes bei den genannten
Bankengruppen nur eher mäßige Synergieerfolge,
die auch hinter dem Branchendurchschnitt erheb-
lich zurückbleiben. Sollten die öffentlich-rechtli-
chen Institute bzw. die Kreditgenossenschaften ihre
(relativ nachteiligere) Kostenstruktur auch zukünf-
tig ohne Ertragseinbußen behaupten können, so
wäre dies ein Indiz für einen – im Vergleich zu den
überregional tätigen Banken – geringeren Wettbe-
werbsdruck. Nicht zuletzt der anhaltende Rückzug
der Großbanken aus den dünn besiedelten und
strukturschwächeren ländlichen Räumen hat die
regionale Marktmacht der verbliebenen Sparkassen
und Genossenschaftsbanken fraglos erhöht. Die
zukünftige Entwicklung der Zins- und Provisions-
margen dieser Bankengruppen wird sicherlich wei-
teren Aufschluss geben können.

Schließen wir
u n s e r e n
empirischen
Aufriss mit
der Analyse
einer bran-
chenspezifi-
schen Größe
ab, die (impli-
zit) in –
zumindest der
verbandspoli-
tischen – Dis-
kussion regel-
mäßig als Kri-
terium für
den schärfe-
ren Wettbe-
werb auf brei-
ter Basis
a n g e f ü h r t
wird. In der
öffentlichen
Berichterstat-
tung wird
nachge rade
g e b e t s -
mühlenartig
auf die gestie-
genen Risi-
ken im Kre-
d i t g e s chä f t
hingewiesen.
Die spekta-
k u l ä r e n ,
ebenfalls zu
Beginn dieses Beitrages erwähnten, Insolvenzfälle
der jüngeren Vergangenheit scheinen dies zu
unterstreichen. Wie gesehen, liegen zweifellos
Indizien für eine zunehmende Wettbewerbsin-
tensität im Bankensektor vor, allerdings eben
nicht in allen Segmenten bzw. allen Regionen,
sondern u. a. im von den Kreditinstituten teil-
weise mehr als blauäugig begleitenden Bereich
der „New Economy“ sowie im Großkundenge-
schäft, wo in der Vergangenheit nicht selten der
(bis dato) „gute Name“ zur höchst leichtfertigen
Vernachlässigung bankkaufmännischer Sorgfalts-
pflichten geführt hat. Wie anders ist dem interes-
sierten Außenstehenden plausibel zu erklären,
dass Banken, deren höchstbezahlte und mutmaß-
lich uneingeschränkt qualifizierte Spitzenmana-
ger langjährig in Aufsichtsgremien nunmehr
insolventer Konzerne einflussreich tätig gewesen
sind, von den anhaltend negativen Geschäftsent-
wicklungen keinerlei Kenntnis gehabt haben?10)

Abbildung 7 offenbart, dass derartige Phänomene
gerade nicht in der Breite zu beobachten sind.

Das abgebildete Bewertungsergebnis kann als
Indikator für die tatsächlich realisierten Verluste
im Kreditgeschäft aufgefasst werden. Ermittelt
werden hier die (saldierten) Abschreibungen und
Wertberichtigungen auf Forderungen bzw. Wert-
papiere sowie die Rückstellungen im Kreditge-

9)
Im Gegensatz zu (rein) privat-
wirtschaftlich organisierten
Banken unterliegen die Sparkas-
sen nicht (ausschließlich) dem
Gewinnprimat, sondern verfol-
gen u.a. regionalpolitische oder
(im weitesten Sinne) gemein-
wohlorientierte Ziele. Ihre
betriebswirtschaftlich motivierte
Neigung zur nachhaltigen
Kostensenkung ist daher weit-
aus weniger stark ausgeprägt als
bei den übrigen Banken-
gruppen.

10)
Siehe, wie anfangs erwähnt, u. a.
„Phillip Holzmann“, „Kirch
Media“ oder „Babcock-Borsig“;
die Reihe ließe sich durchaus
wohlklingend fortsetzen.

Abbildung 6

Abbildung 7
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schäft, die dann – wie gewohnt – auf die durch-
schnittliche Bilanzsumme bezogen werden. Das
negative Vorzeichen identifiziert die Größe als
Aufwandsposition. Je niedriger also das ausgewie-
sene Bewertungsergebnis, desto geringer sind ten-
denziell die tatsächlichen Verluste im Kreditge-
schäft ausgefallen. Es sei aber noch einmal aus-
drücklich darauf hingewiesen, dass diese Relation
die wirklich eingetretenen Ausfälle nicht präzise
wiedergibt. Gleichwohl ist sie als „Tendenzvaria-
ble“ gebräuchlich und interpretierbar.

Man erkennt, dass zu Beginn der 90er Jahre,
nicht zuletzt als Folge der gravierenden ökonomi-
schen Anpassungskosten der Wiedervereinigung,
die realisierten Forderungsausfälle über alle Insti-
tutsgruppen erheblich gewesen sind. Spätestens
nach 1995 jedoch hat sich, ebenfalls über alle
Banken, das Niveau der Kreditverluste (bis auf
eine Ausnahme) nicht nennenswert verändert.
Dieses Ergebnis kann die verbreitete These
durchgängig gestiegener Wettbewerbsintensität
und – damit verbunden – zunehmender Risiken
im Kreditgeschäft nicht unmittelbar stützen. Es
scheint vielmehr zu belegen, dass die Kreditinsti-
tute im Durchschnitt der letzten Jahre keine
außergewöhnlichen, ins Gewicht fallenden For-
derungsausfälle zu beklagen hatten.

SCHLUSSBEMERKUNGEN

Empirisch ausgerichtete, schlaglichtartig argu-
mentierende Beiträge wie der vorliegende können
für die ausgewählte Thematik interessieren und –
auch Fachfremden – einen Einblick in die grund-
legenden Zusammenhänge vermitteln. Die darge-
legten Ergebnisse bieten freilich nur eine erste
Näherung zum Thema, da die skizzierten Abhän-
gigkeiten und Strukturen häufig komplexerer
Natur sind, als an dieser Stelle ausgeführt werden
konnte. Der Grundtenor bleibt aber gleichwohl

erhalten. Der Bankensektor in der Bundesrepu-
blik Deutschland hat sich in den vergangenen Jah-
ren erkennbar verändert, die in früheren Jahren
bisweilen leichtfertig verfolgte „Quantitätsstrate-
gie“ wird gegenüber einer stärkeren „Qualitätsori-
entierung“ zurücktreten müssen. Der ebenfalls
viel kritisierte und beklagte Mangel an sog. Risi-
kokapital für junge und innovative Unternehmen
deutet an, dass Banken zunehmend vorsichtiger
an risikoträchtige Engagements herangehen. Auch
der Mittelstand sieht sich bereits heute in der
schwierigen Lage, zusätzliches Fremdkapital zu
attrahieren oder bereits eingeräumte Darlehen zu
prolongieren. Kleine und mittelständische Unter-
nehmen unterhalten erfahrungsgemäß eine ein-
zelne (Haupt-)Bankverbindung, über die alle lau-
fenden Geschäfte abgewickelt werden. Es ist
offensichtlich, dass in diesen Fällen Abhängigkei-
ten zum (oftmals) einzigen Kreditgeber bestehen
können, denen der Schuldner beinahe hilflos aus-
gesetzt ist. Die vermeintliche Drohung des (klei-
nen) Geschäftskunden, seine Bankverbindung zu
wechseln, ist zumeist wenig glaubwürdig, eine
„Verweigerung“ seiner Hausbank bedeutet bei-
nahe unweigerlich das „Aus“ für den Kreditneh-
mer. Der Wettbewerb „an der Spitze“, also um
bekannt leistungsstarke Schuldner, wird sich
dagegen möglicherweise – zugunsten der Kredit-
nehmer – verstärken, die Konkurrenz „in der
Breite“, sprich um den durchschnittlichen Hand-
werks- oder Produktionsbetrieb, wird sich indes
kaum beleben. Zu viele (Groß-)Banken haben
sich aus diesem Segment zurückgezogen und zu
wenige Institute sind dauerhaft willens, die mit
der Kreditvergabe verbundenen Risiken zu über-
nehmen. Es bleibt abzuwarten, ob die Bankbran-
che alternative Finanzierungsformen anbieten
kann, um die entstehende Lücke zu füllen. Die
Hoffnung auf die (Wettbewerbs-)Kräfte des
Marktes erscheint eher vage.
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